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Nummer 3280 mittel

Lösung 3279

4 5 3 6 8 7 1 9 2

2 1 8 9 3 4 6 7 5

6 7 9 1 5 2 3 8 4

5 9 7 3 1 8 4 2 6

3 4 6 5 2 9 7 1 8

8 2 1 4 7 6 5 3 9

1 3 2 8 6 5 9 4 7

9 8 5 7 4 3 2 6 1

7 6 4 2 9 1 8 5 3

Alle Ziffern von 1–9 sollen ins 
Sternsudoku eingesetzt wer-
den, so dass sie in jedem der 6 
Dreiecke und in allen 6 waag-
rechten und 12 diagonalen 
Zeilen je einmal vorkommen. 
Bei den äusseren Reihen (vgl. 
graue Felder) wird der Spitz 
als neuntes Feld für eine Rei-
he dazugenommen.

Bissigs Sudoku

Das Klimagesetz gibt viel Diskussionsstoff
Eine ganze Reihe von Meinungen aus der FN-Leserschaft sind zu «Netto null bis 2050» am 18. Juni 2023 eingetroffen. 

Das neue Klima-Gesetz 
als Chance sehen
Schauen wir uns nur die 
Ereignisse in der Emilia-Roma-
gna an, müssen wir einsehen, 
dass sich die Umwelt geändert 
hat. Wir können uns anpassen. 
Die Umwelt legt uns dies nahe. 

Sechs klarstellende 
Argumente für ein 
deutliches Ja

In der Presse wie auch in Flyer 
direkt an alle Haushalte konnte 
man jeglichen Blödsinn zum 
anstehenden Klimaschutz-
gesetz lesen. Es ist mir ein 
grosses Anliegen, dazu sechs 
klarstellende Argumente aufzu-
zeigen:
1. Der Einsatz von Strom ist viel 
effizienter als die Verbrennung 
von klimaschädlichem Öl, Gas 
und Benzin und bereits heute 
schon günstiger. Das Klima-
schutzgesetz gibt uns Sicherheit 
und Unterstützung beim 
Umstieg von fossiler Energie 
hin zu einer nachhaltigen 
Produktion von Energie. 
2. Das Klimaschutzgesetz 
stabilisiert die Strompreise: 
Strom ist nicht nur sauberer, 
sondern auch günstiger als 
Erdöl oder Erdgas. Die Kosten 
für den Bau neuer Fotovoltaik- 
und Windkraftanlagen sinken 
stark, Strom wird dadurch 

Kleine Benzinautos 
sollen nicht verboten 
werden

Polizisten, Pflegerinnen, 
Bäckerinnen und Bäcker, aber 
auch viele andere hart arbei-
tende Menschen, die Waren 
transportieren müssen oder 
nicht in den grossen Städten 
leben, sind aufs Auto angewie-
sen, nur schon, um zur Arbeit 
zu gelangen. Doch genau 
diesen Benzinautos wird das 
neue Stromfresser-Gesetz den 
Garaus machen und die Leute 
stattdessen zwingen, teure 
Elektroautos zu kaufen, für die 
es schon heute zu wenig Strom 
gibt. Gleichzeitig lassen alle 
grossen Parteien – mit Aus-
nahme der SVP – weiterhin 
eine masslose Zuwanderung 
oft unqualifizierter Migrantin-
nen und Migranten zu – 2022 
verzeichnete die Schweiz eine 
Nettozuwanderung von rund 
20’000 Menschen – sie alle 
verbrauchen Strom. Sagen wir 
deshalb am 18. Juni Nein zu 
diesem unfairen und un-
schweizerischen Stromfresser-
Gesetz.
Oliver Rumo, St. Silvester

Weder Verbot noch 
Zwang
Selten habe ich einen so 
abstrusen Gedankengang zur 
Klimaschutzgesetz-Abstim-
mung vom 18. Juni gelesen, wie 
im Leserbrief vom 2. Juni 
«Verbot – und dann auch noch 
mehr bezahlen». Es ist un-
bestritten, dass die negativen 
Folgen des Klimawandels 
(Hitzewellen, Trockenheit, 
Hochwasser, Erdrutsche) uns 
immenses Geld kosten und viel 
Not bringen werden. Wenn wir 
heute in den Klimaschutz 
investieren und den CO2-Aus-
stoss minimieren sowie den 
Stromverbrauch drosseln, 
sparen wir längerfristig Geld.

Es ist eine unsägliche Angst-
macherei, die von der SVP da-
zu verbreitet wird. Nirgends im 
Gesetz zum Klimaschutz steht 
etwas von Verbot und schon 
gar nicht von Zwangsmassnah-
men. Dass die Energiekosten 
pro Person gemäss SVP bis zu 
6600 Franken steigen sollen, 
ist schlicht Schwachsinn. Die 
zugrunde liegende Studie wird 
von der SVP völlig falsch inter-
pretiert. Will die SVP einfach 
so weitermachen wie bisher? 
Was für konkrete Vorschläge 
(ausser neue Atomkraftwer-
ke) hat sie? «Après moi le dé-
luge» ist ein geflügeltes Wort, 
das Gleichgültigkeit gegenüber 
Zukünftigem zum Ausdruck 
bringt. Genau diese «Sint-
flut» sollten und wollen wir der 
nachkommenden Generation 
nicht hinterlassen.

Übernehmen wir also Ver-
antwortung und machen uns 
auf den Weg, bis 2050 CO2-neu-
tral zu werden, und stimmen 
Ja zum Klimaschutzgesetz am 
18. Juni!
Brigitte Haemmerle-Braegger, Marly

Braucht die Schweiz ein Klima-
schutzgesetz? Die Stimmbürgerin-
nen und -bürger entscheiden am 
18. Juni.  Bild key

Verbote bremsen den 
technischen Fortschritt
Das «Klimaschutzgesetz» 
wurde von Bundesrat und 
Parlament als Gegenvorschlag 
zur vorerst zurückgezogenen 
«Gletscherinitiative» lanciert. 
Man verspricht den Bürgerin-
nen und Bürgern, ohne 
konkrete Verbote alle fossilen 
Energien bis 2031 zu halbieren 
und spätestens bis 2050 
klimaneutral zu sein. Dass ein 
solches Gesetz nur mit zusätz-
lichen Verboten, Regulierun-
gen, Zwangsmassnahmen und 
höheren Kosten umgesetzt 
werden kann, wird von den 
Befürwortern aus abstim-
mungstaktischen Gründen 
verschwiegen. 

Das Gesetz stärkt die 
Unabhängigkeit der 
Schweiz

Am 18. Juni 2023 stimmen wir 
über das Klimaschutzgesetz ab. 
Es zeigt uns den Weg auf, wie 
wir weniger fossile Energien 
verbrauchen. Mit der Vorlage 
können wir unsere Abhängig-
keit vom Ausland verringern 
und gleichzeitig unsere 
Lebensgrundlagen in der 
Schweiz schützen. Jahr für Jahr 
fliessen 8 Milliarden Franken 
für Gas und Öl aus der Schweiz 
ins Ausland. Von diesem 
grossen Betrag haben wir im 
Inland nichts. Wenn wir dieses 
Geld aber in die inländische 
Stromproduktion investieren, 
schaffen wir Wertschöpfung in 
der Schweiz. Im einheimischen 
Gewerbe entstehen wertvolle 
Arbeitsplätze mit Zukunft. 
Strom können wir selber 
produzieren, Öl und Gas nicht. 
So steigern wir die Unabhängig-
keit vom Ausland. 

Gleichzeitig können wir mit 
dem Klimaschutzgesetz die 
schädlichen Folgen des Klima-
wandels begrenzen. Beson-

Unehrliche Klima-
schutzgesetz-Gegner
Vor kurzem erhielt ich ein 
anonymes Schreiben des 
Komitees Rettung Werkplatz 
Schweiz. Was ich darin las, 
machte mich wütend. Darin 
werden Verschwörungstheo-
rien verbreitet, die weder dem 
aktuellen Stand der Wissen-
schaft entsprechen noch den 
Inhalten des Klimaschutz-
gesetzes. Nach kurzer Recher-
che war klar, dass dieses 
Desinformationsblatt aus dem 
Dunstkreis der SVP stammt. 
Dies ist nicht weiter verwun-
derlich, wenn man die Inhalte 
der offiziellen SVP Antikampa-
gne wie dem «Extrablatt» 
anschaut. Diese besteht 
ebenfalls aus einem wilden Mix 
aus populistischen bis falschen 

günstiger als fossile Alternati-
ven. 
3. Das Klimaschutzgesetz 
schafft Planungssicherheit und 
sorgt für einen Investitions-
schub in erneuerbare Energien. 
So produzieren wir mehr 
zusätzlichen Strom aus 
Fotovoltaik, als die neuen 
Wärmepumpen und Elektro-
autos Strom verbrauchen. 
4. Ein guter Strommix aus 
Wasser, Wind und Sonne sorgt 
für eine nachhaltige Strom-
produktion. Damit sind wir 
nicht mehr abhängig von 
undemokratischen Regimen, 
die uns jederzeit den Gashahn 
zudrehen können. 
5. Das Klimaschutzgesetz 
schafft Planungssicherheit: Der 
verbindliche Absenkpfad gibt 
uns und der Wirtschaft einen 
klaren Zeitplan zum Ersatz von 
fossiler Energie. Zusätzlich 
fliessen Gelder in die Förderung 
des Innovationsstandorts 
Schweiz. Das schafft Arbeits-
plätze und Wohlstand. 
6. Es werden weder neue 
Verbote noch Abgaben und 
Steuern geschaffen. Wirtschaft 
und Private können weiterhin 
frei entscheiden, wann und ob 
die Ölheizung ersetzt werden 
soll. Das Gesetz schafft nur 
finanzielle Anreize, sodass sich 
der Wechsel früher lohnt.

Für uns und insbesondere für 
die Zukunft der nächsten Ge-
nerationen lege ich ein Ja in die 
Urne.
Stefan Leuenberger, Merlach

Anmeldetalon für «Gruss aus dem Ferienlager»
Lageradresse: Organisation (Jubla, Pfadi …) / Haus / Strasse / Ort / Tel.:

Lagerdauer: vom  bis
Genaue Heimadresse der Kontaktperson (mit Natelnummer und Mailadresse):

Ausschneiden und bis spätestens Montag, 3. Juli 2023, einsenden an:  
«Redaktion Freiburger Nachrichten», «Gruss aus dem Ferienlager», Avenue de Tivoli 3, Postfach 55,  
1701 Freiburg. Oder per Mail: sekretariat@freiburger-nachrichten.ch. Anmeldung auch via Internet 
möglich: www.freiburger-nachrichten.ch/service/lagerpostanmeldung

Argumenten und Unwahr-
heiten. Als einfaches Beispiel: 
Es wird auf Plakaten behauptet, 
dass Benzin-Autos verboten 
werden. Das ist schlicht 
gelogen, dies ist nicht Teil des 
Klimaschutzgesetzes. Ein 
einfacher Faktencheck genügt, 
um dieses, wie auch so gut wie 
alle anderen Argumente der 
SVP zu widerlegen. Wie kann 
das alles sein? Wie kann es 
sein, dass mit einer solchen 
aggressiven Fake-News-Kam-
pagne Abstimmungskampf 
betrieben wird? Wie kann es 
sein, dass das überhaupt 
erlaubt ist, die Stimmbevölke-
rung so zu belügen? «Cui 
bono?», wem nützt es, wer hat 
einen Vorteil davon?

Ich kann nur hoffen, dass 
diesem Treiben bald von Ge-
setzes wegen Einhalt geboten 
wird, dass die Nutzniesser und 
Financiers solcher Kampagnen 
ihr Gesicht zeigen müssen. Ich 
hoffe, dies fliesst in die Ent-
scheidungsfindung der Men-
schen mit ein. Es muss wieder 
mehr Redlichkeit Einzug hal-
ten in die Politik.
Fabio Tinguely, Düdingen

ders betroffen sind die Schwei-
zer Bergregionen. Alleine im 
letzten Sommer verloren die 
Schweizer Gletscher mehr als 
sechs Prozent ihrer Masse. Tro-
ckenheit, Überschwemmungen 
und im Winter grüne Wiesen in 
unseren Skigebieten bedrohen 
zunehmend die Landwirtschaft 
und den Tourismus. Wir müs-
sen jetzt handeln, damit uns in 
Zukunft nicht viel grössere Ka-
tastrophen drohen.

Das Klimaschutzgesetz ist 
ein ausgewogener und sozial-
verträglicher Kompromiss. 
Es kommt ohne Verbote aus, 
sondern setzt auf Anreize und 
Investitionen in erneuerbare 
Energien. Darum stimme ich 
am 18. Juni aus Überzeugung 
Ja zum Klimaschutzgesetz!
Christine Bulliard-Marbach, 
Nationalrätin Die Mitte, Ueberstorf

Um dieses ehrgeizige Ziel zu 
erreichen, müssten noch funk-
tionierende Diesel- und Ben-
zinautos vorzeitig verschrottet, 
funktionierende Ölheizungen 
herausgerissen und Wohnhäu-
ser zwangssaniert werden. Dass 
solche Massnahmen den Bund, 
Kantone, Unternehmen und 
Privatpersonen finanziell stark 
belasten werden, versteht sich 
von selbst. Die fossilen Ener-
gien (Kohle, Erdgas, Erdöl) ma-
chen momentan in der Schweiz 
rund 60 Prozent der Energie 
aus. In gut 8 Jahren diese Ener-
gieträger zu halbieren, ist ein 
sehr kurzer Zeithorizont. In 
einer Rekordzeit müssten So-
laranlagen, Windräder und zu-
sätzliche Staumauern erstellt 
werden. Gerade gegen die Er-
höhung der Grimsel-Staumau-
er laufen Umweltverbände und 
linksgrüne Parteien seit gut 20 
Jahren Sturm. Eine drohende 
Energieknappheit wäre darum 
die logische Folge. Die fehlen-
de Energie müsste zwangs-
läufig aus dem nahen Ausland 
importiert werden. Gerade die 
Atomenergie wie auch Kohle 
sind bei unseren Nachbarlän-
dern keineswegs tabu. Es ist ein 
grosser Widerspruch, einerseits 
gewisse Energieträger de facto 
zu verbieten und andererseits 
so produzierte Energie aus dem 
Ausland zu importieren. Unse-
re Nachbarländer verkaufen der 
Schweiz zudem nur dann Ener-
gie, wenn sie selbst genügend 
produzieren können. 

Der Mensch hatte schon im-
mer einen gewissen Einfluss 
auf den Klimawandel. Ver-
besserungen im Umwelt- und 
Klimaschutz wurden in den 
letzten Jahrzehnten in Indus-
trieländern wie der Schweiz 
durch technischen Fortschritt 
und nicht durch Zwangsmass-
nahmen, planwirtschaftliche 
Regulierungen und Verbote er-
zielt. Aus Überzeugung werde 
ich am 18. Juni ein Nein in die 
Urne legen.
Hans Schnell, Schmitten

Es gibt hingegen keinen 
Grund, vor den Konsequenzen 
des Gesetzes derart Angst zu 
haben, wie dies die Gegner 
vorgeben. Das Gesetz setzt ein 
Ziel, setzt einen Rahmen und 
ermöglicht gleichzeitig grosse 
Freiheit und Eigeninitiative. 
Das ist genau das, was wir 
brauchen. Es enthält keine 
Verbote oder Abgaben. Wir 
stehen vor einer Riesenauf-
gabe. Wollen wir es nicht 
anpacken?!
Mark Burri, Freiburg

FREIBURG Die FN laden auch in 
diesem Sommer alle Lagerteil-
nehmer ein, regelmässig Kurz-
berichte aus dem Lager zu schi-
cken. Organisatoren sind gebe-

ten, sich so rasch wie möglich, 
spätestens aber bis zum Mon-
tag, 3. Juli 2023 anzumelden.

Um beim Abdruck der oft un-
gewöhnlichen Namen oder 

schwierigen Bezeichnungen 
Fehler zu vermeiden, sollte 
möglichst mit der Anmeldung 
eine Namens- und Begriffsliste 
eingesandt werden.  im

Lagerpost: Die Anmeldefrist läuft
Jubla, Pfadi und andere Organisatoren können wieder via FN Lagergrüsse übermitteln. 


